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GEMEINPEREPORTAGE 

Steg als Depo­
niestandort? 
In Triesenberg wird eifrig 
nach einer  Lösung für den  
Standort de r  neuen Deponie  
gesucht. Seiten 8 und 9 

MOBIL-EXTRA 

Audi A6 auch 
als Kombi 
D e r  neue Audi  A6 erscheint 
im nächsten Frühling - nach 
dem Genfer  Autosalon - auch 
als Avant. Seite 1 1  

T A G E S S C H A U  

Radio L-Spiel 
entschieden 
Nach vier Wochen Hochspannung hat  am Sonn­
tag ein Spieler aus Rebstein die höchste Punkt­
zahl im 3 Millionen-Punkte-Spiel von Radio L 
erreicht. Das Echo auf  das 3 Millionen-Punkte-
Spiel von Radio L war  überwältigend. Weit 
über  500 Hörerinnen und Hörer  aus dem 
Rheintal, dem Vorarlberg und Liechtenstein 
haben sich p e r  Fax oder  Postkarte für  eine 
Spielrunde interessiert. Seite 2 

Entscheidung 
verschoben 
Nur  unter bestimmten Voraussetzungen befür­
wortet die Regierung den Bau eines zweiten 
Schulzentrums im Unterland. D e r  Zeitpunkt 
für die Realisierung sei aber einerseits davon 
abhängig, wie die künftige Schulstruktur ausse­
hen werde, andererseits aber auch davon, wie 
sich die Schülerzahlen weiter entwickeln wer­
den. Eine Verzögerungstaktik? Seite 3 

Rund 160 Krippen zu 
bewundern 
Im Triesner Gemeindesaal fand am vergange­
nen Wochenende die Ausstellung des «Vereins 
der  Krippenfreunde Liechtensteins» statt. 
Rund 160 Krippen gab es zu bestaunen, de r  
Vielfalt waren keine Grenzen gesetzt. Vom 
Jesuskindle en miniature bis zu grossen Krip­
penfiguren aus Holz, Stoff, Ton, Stein etc. war  
alles zu finden, was das weihnachtliche Herz 
höher  schlagen lässt. Seite 5 

Geschäftsbanken 
im Visier 
Mit de r  Publikation des ersten Teilberichts hat  
die Bergier-Kommission einen Tag vor dem Be­
ginn der  Londoner Nazigold-Konferenz das 
Augenmerk auf die Rolle der  Schweizer Ge­
schäftsbanken gelenkt. D e r  Finanzplatz rea­
gierte gelassen auf die gegenüber bisherigen 
Quellen dreimal höheren Zahlen. Seite 7 

Martin Kaiser 
Vorarlberger Meister 

Mit grossem Erfolg be­
teiligten sich einige 
Liechtensteiner am 
Wochenende an den 
Vorarlberger Karate-
und Kickbox-Meister­
schaften in Hard. Über­
ragend dabei einmal 
mehr  Martin Kaiser (im 
Bild) der  sowohl in der 
Gewichtsklasse + 84 kg 
als auch im «Cham­

pions-Pokal», an d e m  sämtliche Kategoriensie­
ger starteten, zu Titelehren kam. Mit Christian 
Bazdaric sicherte sich in der  Kat. bis 75 kg ein 
weiterer Karateka aus Liechtenstein die Gold­
medaille. Seite 13 

Auftakt zum Klimagipfel 
in Kyoto 
Einig in de r  Warnung vor dem globalen Treib­
hauseffekt, aber vorerst ohne Durchbruch hat 
der  Weltklimagipfel a m  gestrigen Montag in de r  
japanischen Stadt Kyoto begonnen. Rund 150 
Staaten wollen sich au f  der  zehntägigen Konfe­
renz au f  verbindliche Massnahmen einigen, wie 
der  Ausstoss klimaschädlicher Gase begrenzt 
werden kann. Während die Staaten der 
Europäischen Union an ihren weitreichenden 
Zielen für den Klimaschutz nach dem Jahr  2000 
festhielten, zeichnete sich eine Annäherung 
zwischen den als wesentlich weniger ehrgeizig 
eingestuften Vorschlägen des Gastgebers Japan 
und de r  USA ab. Seite 15 

Weg von der Schweiz? 
Privatisierung und Restrukturierung des Fernmeldenetzes in Liechtenstein 

«Erst mit dieser Restrukturie­
rung wird es möglich werden», 
erklärt die Regierung in einem 
Bericht an das Parlament, «al­
le Chancen auszunutzen, die 
sich Liechtenstein im 
Telekommunikationsbereich 
stellen.» Dem Bericht liegt ein 
Finanzantrag in Höhe von 15 
Mio. Fr. bei, um die neue 
Struktur in organisatorischer 
und technischer Hinsicht 
durchführen zu können. 
Die Regierung habe ihrer Planung 
das ehrgeizige Ziel eines internatio­
nalen Zentrums für Telekommuni­
kationsdienste zugrundegelegt. U m  
das liechtensteinische Fernmelde­
netz aus der  jetzigen Situation mit 
nahezu vollständiger Integration in 
das schweizerische Fernmeldenetz 
herauszulösen und um seine Eigen­
ständigkeit mittel- und langfristig 
sicherzustellen, seien Investitionen 

in Höhe des Antrags von 15 Mio. Fr. 
erforderlich. Für einen souveränen 
Staat, führt die Regierung in ihrem 
Antrag weiter aus, bildeten die ge­
planten Anschaffungen nicht nur  
eine Selbstverständlichkeit, son­
dern eine Investition in die wirt­
schaftliche und gesellschaftliche 
Zukunft des Landes. 

Schon bei der  Schaffung des Te­
lekommunikationsgesetzes hat te  
sich die Regierung gute Chancen 
ausgerechnet, im Zukunftsmarkt  
«Informationsgesellschaft» mitmi­
schen zu können. Inzwischen sind 
die damaligen Zielsetzungen inso­
fern konkretisiert worden, als 
Liechtenstein nach den  Bestrebun­
gen der  Regierung zu einem «Stan­
dort für die Erbringung von Tele­
kommunikationsdiensten sowohl 
innerhalb des Europäischen 
Wirtschaftsraumes als auch global» 
entwickelt werden soll. 

Die Neuerungen au f  dem Sektor 
der  Telekommunikation in Europa 

zwingen Liechtenstein nach Auffas­
sung der Regierung als EWR-Mit-
glied zum eigenständigen Handeln.  
Die Abnabelung von der  Schweiz, 
die in den vergangenen 75 Jahren 
die Post- und Telekommunikations­
dienste aufgrund von Staatsverträ­
gen für Liechtenstein besorgte, um­
schreibt die Regierung in ihrem 
Grundsatzpapier zur Telekommu­
nikation mit der  unverfänglichen 
Formulierung, die «Exklusivität 
dieser Verbindung» müsse aus 
rechtlichen Gründen beendet  wer­
den. 

Die Partnerschaft mit der Schweiz 
habe Liechtenstein eine «ausge­
zeichnete öffentliche Telekommuni­
kationsinfrastruktur» gebracht, wird 
zwar der  Dank an den Nachbarstaat 
formuliert, doch hält die Regierung 
ebenso unmissverständlich fest, dass 
die «Liberalisierung des Telekom­
munikationsbereiches in Europa» 
aus wirtschaftlichen Gründen zum 
raschen Handeln zwinge. Die Vor­

stellung, dass die Betreibung des Te­
lefonnetzes im Sinne de r  angestreb­
ten Liberalisierung mit der  Öffnung 
des Wettbewerbs einem günstigen 
Anbieter übertragen werden könn­
te, erfüllt viele mit Skepsis. D e r  
FBPL-Abgeordnete Johannes Matt, 
der  bei der  Beratung des Grundla­
genberichtes über  die Zukunft der 
Telekommunikation in Liechten­
stein kritische Fragen a n  die Regie­
rung stellte, brachte es wohl auf den 
Punkt: «Da wir bis anhin mit der 
Schweiz die besten Erfahrungen ge­
macht haben, bin ich als Treuhänder 
und Bürger sehr interessiert daran, 
dass die täglich transportierten ver­
traulichen Daten auch in Zukunft 
vertraulich behandelt werden. Als 
Treuhänder bin ich der  Ansicht, dass 
es undenkbar ist, dass Konzessionen 
für die Betreibung der  Telefonie 
ausschliesslich an Gesellschaften 
vergeben werden, welche nicht in 
Liechtenstein oder der  Schweiz an­
sässig sind.» Günther Meier 

SCHENGENER ABKOMMEN 

Keine Grenz­
kontrollen mehr 
Seit gestern gibt es zwischen Öster­
reich und seinen Partnerländern der 
Europäischen Gemeinschaft keine 
Grenzkontrollen mehr. Grund 
dafür in das Inkrafttreten des 
Schengener Abkommens. Das 
Schengener Abkommen sieht den 
Abbau der Grenzkontrollen in 
Europa vor. Seit März 1995 können 
Reisende die Grenzen zwischen den 
Benelux-Staaten, Deutschland, 
Frankreich, Spanien und Portugal 
ohne regelmässige Kontrolle an je­
der beliebigen Stelle überschreiten. 
Seit gestern Montag kommen 
schrittweise auch Österreich und 
Italien dazu. Unterzeichnet wurde 
das Abkommen von allen EU-Staa­
ten ausser Grossbritannien und 
Irland. Bild: Reisende au f  dem 
Flughafen Wien-Schwechat, welche 
in EU-Staaten reisen, brauchen nur 
noch ein Ticket und eine Bordkarte 
vorzuweisen, jedoch keinen Pass 
mehr. 

Wirtschaftspolitische Weichen gestellt 
Bundesrat sagt Nein zu rascher ökologischer Steuerreform 

BERN: Der Bundesrat hat am 
Montag die Marschrichtung für eine 
ökologische Steuerreform be­
stimmt, lehnt aber die entsprechen­
de Initiative der Grünen ab. Er leg­
te die Leitplanken für den neuen 
Nationalbank- Artikel in der Verfas­
sung fest und gab ein Fusionsgesetz 
in die Vernehmlassung. 

Die Grünen verlangen mit e iner  im 
Mai 1996 eingereichten Initiative 
eine ökologische Steuerreform zur 
Finanzierung de r  Sozialwerke und 
eines auf  62 Jahre gesenkten 
Rentenalters. D e r  Bundesrat be-
schloss nun, die Initiative ohne Ge­
genvorschlag zur Ablehnung zu 
empfehlen, denn sie bringt nach sei­
ner  Einschätzung weder für  die 

Senkung der  Rentenalters auf 62 
Jahre  noch für eine Reduktion der  
heute eingezogenen Lohnprozente 
genug. Klar machte er  auch, dass e r  
von de r  gleichzeitig eingereichten 
Initiative der  Grünen für ein AHV-
Alter  62 nichts hält. 

Als Alternative stellt e r  eine öko­
logische Steuerreform in Aussicht, 
welche die geltende, bis 2006 befri­
stete Finanzordnung ablösen soll. 
Die Grundlagen sollen nächstes 
J ah r  ausgearbeitet und eine Bot­
schaft etwa im Jahr  2000 dem Parla­
ment  vorgelegt werden. Zentraler 
Pfeiler wäre eine Energiesteuer. 
Die Steuerreform kann nach den  
Worten von Bundesrat Kaspar Vil­
liger nicht ertragsneutral sein, son­
dern  muss Mehreinnahmen vor 

allem für die Sozialwerke bringen. 
Vor der  Steuerreform soll de r  Haus­
halt bis ins Jahr  2001 mit dem 
Stabilisierungsprogramm 98 ausge­
glichen werden. Wie dieses Sparpa­
ket für zwei Milliarden Franken 
konkret aussieht, will der  Bundes­
rat in der  nächsten oder übernäch­
sten Woche aufzeigen. 

Festgelegt ha t  sich der  Bundesrat 
auch in de r  umstrittenen Frage, wie 
der  Auftrag der  Nationalbank neu 
in die Verfassung geschrieben wer­
den soll. 

Nach der  nun  gewählten Formu­
lierung wird sie verpflichtet, eine 
Geld- und Währungspolitik im Ge­
samtinteresse des Landes zu führen, 
wobei das Ziel der  Preisstabilität 
vorrangig ist. 

Goldaffare auch 
in den USA 
N E W  YORK:  Die U S A  haben laut 
einem Bericht der  «New York 
Times» Gold von Opfern des Holo­
causts eingeschmolzen und die Bar­
ren nach dem Zweiten Weltkrieg an  
europäische Zentralbanken gelie­
fert. Aus Schmuck und anderen 
Wertgegenständen von Nazi-Op­
fern seien insgesamt 40 Goldbarren 
geschmiedet worden, berichtete die 
Zeitung a m  Montag unter Berufung 
auf Regierungsdokumente. Die Pa­
piere sollen bei de r  heute Dienstag 
beginnenden Konferenz in London 
vorgestellt werden. Gemäss dem 
Zeitungsbericht beweisen die Do­
kumente, dass ein Teil des Goldes, 
das von den U S A  den  europäischen 
Staaten übergeben wurde, kein 
Münzgold war, sondern aus Privat­
besitz stammte. 


